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Entwurf

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG), ein Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellengesetz – SchlStG) erlassen und das Behinderteneinstellungsgesetz geändert werden
Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 1

Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)

Artikel I

(1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Artikel II enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in jenen Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Die Angelegenheiten des Artikels II können unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Artikel II

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

Gesetzesziel

§ 1. Ziel dieses Gesetzes ist es, die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.

Geltungsbereich

§ 2. Der Geltungsbereich dieses Gesetzes umfasst Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen mit Ausnahme des im § 7 des Behinderteneinstellungsgesetzes – BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, geregelten Schutzes vor Diskriminierung in der Arbeitswelt.

Personenkreis

§ 3. (1) Menschen mit Behinderungen sind Personen, deren körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder psychische Verfassung voraussichtlich länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen, und deren Teilhabe am Leben in der Gesellschaft dadurch beeinträchtigt ist.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind auch auf Personen anzuwenden, die auf Grund der Behinderung eines Angehörigen diskriminiert werden. Als Angehörige gelten der Ehegatte, die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch dann, wenn die Verwandtschaft auf unehelicher Geburt beruht, die Verschwägerten in gerader Linie, die Wahl(Pflege)eltern und die Wahl(Pflege)kinder sowie Lebensgefährten und deren Kinder.

Variante: (Diese Variante ist dem Entwurf des Forum Gleichstellung entnommen)
§ 3. (1) Dieses Gesetz ist auf behinderte Menschen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen anzuwenden:

(2) Behinderung ist


a)
eine dauerhafte Beeinträchtigung einer Körper-, Sinnes- oder intellektuellen Funktion oder ‑struktur bzw. eine psychische Beeinträchtigung im Sinne einer wesentlichen Abweichung oder eines Verlustes bzw. Fehlens,


b)
die eingeschränkte Möglichkeit der Teilnahme oder Teilhabe einer Person in bestimmten Lebensbereichen vor dem Hintergrund ihrer Beeinträchtigung im Sinne der lit. a sowie vor dem Hintergrund ihres sich durch die Beeinträchtigung nach lit. a ergebenden Aktivitäts​radius und vor dem Hintergrund ihrer Umweltfaktoren (die physikalische, soziale und einstellungsbezogene Umwelt, in der die Menschen ihr Leben gestalten) – Aktivitäts-/Partizipationseinschränkung.

(3) Als behindert gelten Menschen auch, wenn sie von einer konkreten Behinderung im Sinne des Abs. 2 in der Vergangenheit betroffen waren, mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine solche Behinderung zugeordnet wird.

(4) Dieses Bundesgesetz ist auch auf Personen, welche mit einer behinderten Person durch familiäre Bande verbunden sind, anzuwenden.

(5) Vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes sind auch Personen erfasst, welche eine Diskriminierung auf Grund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen.

Barrierefreiheit
§ 4. Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchs​gegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grund​sätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.
Positive Maßnahmen

§ 5. Spezielle Maßnahmen zur Herbeiführung der gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft gelten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes.

Gebärdensprache

§ 6. (1) (Verfassungsbestimmung) Die österreichische Gebärdensprache wird als eigenständige Sprache anerkannt.

(2) Gehörlose, hörbehinderte und sprachbehinderte Menschen haben das Recht, die österreichische Gebärdensprache zu verwenden. Soweit sie sich nicht in österreichischer Gebärdensprache verständigen, haben sie das Recht, andere geeignete Kommunikationshilfen oder Methoden (wie z.B. lautsprach​begleitende Gebärden) zu verwenden.

(3) Taubblinde Personen haben das Recht, mit Lormen oder taktilen unterstützenden Gebärden zu kommunizieren.

(4) Die Bundesregierung hat nähere Einzelheiten, insbesondere betreffend die Übernahme der Kosten von Gebärdendolmetschern, die Einbindung von Gebärdendolmetschern in Gerichts- und Verwaltungsverfahren und die Sicherstellung der Qualität der Ausbildung der Gebärdendolmetscher durch Verordnung zu bestimmen.

Fördergrundsätze

§ 7. Die Richtlinien über die Vergabe von Förderungen des Bundes haben vorzusehen, dass bei der Vergabe von Förderungen an natürliche oder juristische Personen die Beachtung des Behinderten​gleichstellungsgesetzes zu berücksichtigen ist.

2. Abschnitt

Schutz vor Diskriminierung

Diskriminierungsverbot

§ 8. Auf Grund einer Behinderung darf niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden.

Diskriminierung

§ 9. (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person auf Grund einer Behinderung in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.

(2) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche Menschen mit Behinderungen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Zieles angemessen und erforderlich.
(3) Eine mittelbare Diskriminierung auf Grund gestalteter Lebensbereiche ist insbesondere dann anzunehmen, wenn

1.
öffentliche Gebäude z.B. auf Grund von Stufen, fehlenden optischen, akustischen oder anderen Orientierungshilfen, nicht barrierefrei zugänglichen Sanitäranlagen oder auf Grund von sonstigen Barrieren für mobilitätsbehinderte oder sinnesbehinderte Menschen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich und benutzbar sind,


2.
öffentlich zugängliche Anlagen, wie Straßen, Plätze und Parks z.B. auf Grund von mangelnder Gehsteigabsenkung, fehlenden taktilen, akustischen oder anderen Orientierungshilfen oder sonstigen Barrieren für Menschen mit Behinderungen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich sind,


3.
öffentliche Verkehrsmittel z.B. auf Grund fehlender Einstiegshilfen, fehlender taktiler, akustischer oder optischer Orientierungshilfen, nicht barrierefrei zugänglicher Sanitäranlagen und Speisewägen oder auf Grund sonstiger Barrieren für mobilitätsbehinderte oder sinnes​behinderte Menschen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich und benutzbar sind,


4.
Sport-, Kultur- und Freizeitangebote z.B. auf Grund von Stufen, fehlenden technischen Adaptierungen für sinnesbehinderte Personen, nicht barrierefrei zugänglichen Sanitäranlagen oder sonstigen Barrieren nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich und benutzbar sind,


5.
Dienstleistungsangebote, wie z.B. Bankomaten, Fahrkarten- und andere Automaten, z.B. auf Grund der Höhe, in der sie angebracht sind, oder auf Grund fehlender taktiler, akustischer oder sonstiger Orientierungshilfen für mobilitätsbehinderte oder sinnesbehinderte Menschen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich und benutzbar sind,


6.
Internetauftritte und –angebote für Menschen mit Behinderungen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis benutzbar sind,


7.
Geräte der Kommunikationstechnik, wie bspw. Fernsprecheinrichtungen, z.B. auf Grund fehlender technischer Adaptierungen für Menschen mit Behinderungen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis benutzbar sind.

(4) Eine Benachteiligung im Sinne von Abs. 2 stellt dann keine Diskriminierung dar, wenn die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen zu unverhältnismäßigen Belastungen führen würde. Bei der Prüfung, ob Belastungen unverhältnismäßig sind, sind insbesondere der damit verbundene Aufwand und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Antragsgegners (Beklagten) zu berücksichtigen. Besteht die Möglichkeit, für die entsprechenden Maßnahmen Förderungen aus öffentlichen Mitteln in Anspruch zu nehmen, ist dies bei der Beurteilung der Zumutbarkeit in Betracht zu ziehen.
(5) Erweist sich die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen, insbesondere im Sinne einer barrierefreien Gestaltung von Lebensbereichen, als unverhältnismäßige Belastung im Sinne des Abs. 4, liegt dann eine Diskriminierung vor, wenn es der Antragsgegner (Beklagte) verabsäumt hat, durch zumutbare Maßnahmen einen Zustand herzustellen, der eine maßgebliche Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderungen im Sinne einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung darstellt. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit der Maßnahmen zur Herstellung einer maßgeblichen Verbesserung der Situation ist wie in Abs. 4 vorzugehen.

Belästigung

§ 10. (1) Eine Diskriminierung liegt auch bei Belästigung vor. Belästigung liegt vor, wenn im Zusammenhang mit einer Behinderung unerwünschte, unangebrachte oder anstößige Verhaltensweisen gesetzt werden, die bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betroffenen Person verletzt und ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes Umfeld für die betroffene Person geschaffen wird.

(2) Eine Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn ein Arbeitgeber es schuldhaft unterlässt, im Falle einer Belästigung durch Arbeitnehmer eine auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder des Arbeitsvertrages angemessene Abhilfe zu schaffen.

Anweisung zur Diskriminierung

§ 11. Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung einer Person zur Diskriminierung aus dem Grund einer Behinderung vor.

Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes

§ 12. (1) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes gemäß § 8 hat die betroffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.
(2) Bei einer Belästigung nach § 10 hat die betroffene Person gegenüber dem Belästiger Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens. Neben dem Ersatz einer allfälligen Vermögenseinbuße hat die betroffene Person zum Ausgleich der erlittenen persönlichen Beeinträchtigung Anspruch auf angemessenen, mindestens jedoch auf 400 Euro Schadenersatz.

(3) Bei der Bemessung der Höhe des Schadenersatzes ist insbesondere auf die Schwere der Diskriminierung sowie die Häufigkeit bereits festgestellter Diskriminierungen durch den Antragsgegner bzw. Beklagten Bedacht zu nehmen.

(4) Als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbotes darf der Einzelne nicht benachteiligt werden. § 17 gilt sinngemäß.

3. Abschnitt

Verfahren

Geltendmachung von Ansprüchen

§ 13. (1) Ansprüche nach diesem Bundesgesetz sind bei der Schlichtungsstelle für die Gleich​behandlung von Menschen mit Behinderungen (Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundes​ministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behinderten​anwaltschaft, Schlichtungsstellengesetz – SchlStG, BGBl. I Nr.      /2004), im Folgenden kurz Schlichtungsstelle, geltend zu machen.

(2) Für die Geltendmachung der Ansprüche bei der Schlichtungsstelle gilt die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 1489 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches.

(3) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle kann durch kein Rechtsmittel angefochten werden. Sie bildet, wenn die Frist zur Anrufung des Gerichts nach § 15 abgelaufen ist, einen Exekutionstitel im Sinn des § 1 der Exekutionsordnung.

Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung

§ 14. (1) Betrifft ein von der Schlichtungsstelle zu behandelnder Fall sowohl das Diskriminierungs​verbot im Sinne dieses Bundesgesetzes als auch die Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse oder ethnischen Herkunft in sonstigen Bereichen (II. Teil des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl. I Nr.      /2004, entsprechende landesgesetzliche Bestimmungen über die Gleichbehandlung), so fällt das Verfahren zur Prüfung des Vorliegens einer Diskriminierung in die Zuständigkeit der Schlichtungsstelle.

(2) Im Verfahren sind sowohl die Bestimmungen über die Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse oder ethnischen Herkunft in sonstigen Bereichen als auch die Bestimmungen dieses Bundes​gesetzes anzuwenden.

Anrufung des Gerichts

§ 15. (1) Die Partei, die sich mit der Entscheidung der Schlichtungsstelle nicht zufrieden gibt, kann die Sache innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung des Bescheides beim zuständigen Zivilgericht anhängig machen. Durch die Anrufung des Gerichts tritt der Bescheid der Schlichtungsstelle außer Kraft. Er tritt jedoch wieder in Kraft, wenn der Antrag auf Entscheidung des Gerichts zurückgezogen wird. Die Entscheidung über einen Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Anrufungsfrist obliegt dem Gericht; der Wiedereinsetzungsantrag ist unmittelbar bei Gericht einzubringen.

(2) Die Anrufung des Gerichts durch die betroffene Person kann jedenfalls auch bei dem Gericht erfolgen, in dessen Sprengel sich ihr Wohnsitz befindet.

(3) Der Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfrist wird bis zum Ende des Monats nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils gehemmt. Die Anrufung des Gerichts ist der Schlichtungsstelle durch das Gericht anzuzeigen.

(4) Die Schlichtungsstelle hat dem Gericht auf Ersuchen die Akten mit Ausnahme des Abstimmungsprotokolls zu übermitteln.

(5) Die Gerichte sind verpflichtet, Kopien rechtskräftiger Urteile in Angelegenheiten des Behindertengleichstellungsgesetzes an die Schlichtungsstelle zu übermitteln.
§ 16. Erfolgt die Anrufung des Gerichts durch den Antragsgegner, kann der Antragsteller den Antrag binnen vier Wochen ab Zustellung der Anrufung des Gerichts bei gegenseitiger Kostenaufhebung zurückziehen.
Beweismaßerleichterung

§ 17. Wenn eine betroffene Person vor Gericht eine ihr zugefügte Diskriminierung nach § 9 Abs. 1 und 2 oder § 10 behauptet, so hat sie diesen Umstand lediglich glaubhaft zu machen. Dem Beklagten obliegt es bei Berufung auf § 9 Abs. 1 und 2 zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahr​scheinlich ist, dass ein anderes vom Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv bzw. ein anderer Umstand für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war. Bei Berufung auf § 10 obliegt es dem Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass die vom Beklagten glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen.

Anträge durch Verbände

§ 18. (1) Der Anspruch kann auch von der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer und der Vereinigung, auf die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes – BBG, BGBl. Nr. 283/1990, zutreffen, wobei § 10 Abs. 2 BBG anzuwenden ist, geltend gemacht werden.

(2) Erfolgt in solchen Fällen eine Anrufung des Gerichts, so liegt eine Verbandsklage vor.

(3) Eine Verbandsklage liegt auch vor, wenn der Anspruch erst im Zuge der Anrufung des Gerichts von einem der in Abs. 1 genannten Verbände geltend gemacht wird.

4. Abschnitt

Schlussbestimmungen

Verweise auf andere Bundesgesetze

§ 19. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils gültigen Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten

§ 20. Dieses Bundesgesetz tritt mit       in Kraft.

Vollziehung

§ 21. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut


1.
hinsichtlich des Art. I Abs. 1 und des § 6 Abs. 1 (Verfassungsbestimmungen) die Bundes​regierung,


2.
hinsichtlich des § 6 Abs. 2 bis 4 die Bundesregierung,


3.
hinsichtlich des § 7 der jeweils für die Förderungen zuständige Bundesminister,


4.
im Übrigen der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz.

Artikel 2

Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft
(Schlichtungsstellengesetz - SchlStG)

1. Abschnitt

Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz

Schlichtungsstelle

§ 1. Beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz wird eine Schlichtungsstelle für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden kurz Schlichtungsstelle) errichtet.

Aufgaben
§ 2. Die Schlichtungsstelle entscheidet in Angelegenheiten des Bundesgesetzes über die Gleich​stellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG, BGBl. I Nr.      /2004) sowie der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt (§§ 7 und 7a bis 7j des Behinderteneinstellungsgesetzes – BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970).
Organisation

§ 3. (1) Die Schlichtungsstelle besteht aus der erforderlichen Anzahl von Senaten, die beim Bundes​ministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz einzurichten sind. Nach Bedarf können Senate auch beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eingerichtet werden.

(2) Der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz hat aus dem Kreis der Vorsitzenden der beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz eingerichteten Senate einen Leiter der Schlichtungsstelle sowie einen Stellvertreter zu bestellen. Dem Leiter obliegen insbesondere die Vertretung der Schlichtungsstelle nach außen, die Geschäftsverteilung sowie die Führung einer Dokumentation zur Gewährleistung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung.

(3) Die Funktionsdauer des Leiters und des Stellvertreters beträgt 4 Jahre. Wiederbestellung ist zulässig. Die Enthebung richtet sich nach § 5 Abs. 2.

Zusammensetzung der Senate

§ 4. (1) Die Senate der Schlichtungsstelle haben aus dem Vorsitzenden und folgenden weiteren Mitgliedern zu bestehen:

a.
in arbeitsrechtlichen Streitsachen und Streitsachen aus der sonstigen Arbeitswelt (§ 7 BEinstG) aus
1.
zwei Vertretern der Dienstgeber;

2.
einem Vertreter der Dienstnehmer;

3.
einem Mitglied, das auf Vorschlag der Vereinigung bestellt ist, auf die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes – BBG, BGBl. Nr. 283/1990 zutreffen, wobei § 10 Abs. 2 BBG anzuwenden ist;

b.
in dienstrechtlichen Streitsachen mit Gebietskörperschaften als Dienstgebern (§ 7 BEinstG) aus
1.
einem Mitglied, das für die betroffene Gebietskörperschaft bestellt ist (Abs. 3);

2.
einem Mitglied, das gem. lit. a Z 3 bestellt ist;

c.
in sonstigen Streitsachen (Diskriminierung im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes) aus
1.
einem Mitglied, das für den Bund bestellt ist;

2.
einem Mitglied, das für das jeweilige Land bestellt ist;

3.
zwei Mitgliedern, die gem. lit. a Z 3 bestellt sind.

(2) Je zwei Vertreter der Dienstgeber und zwei Ersatzmitglieder im Sinne von Abs. 1 lit. a sind von der Wirtschaftskammer Österreich und von der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, je ein Vertreter der Dienstnehmer und ein Ersatzmitglied von der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte und vom Österreichischen Landarbeiterkammertag vorzuschlagen. Alle Mitglieder und Ersatzmitglieder der arbeitsrechtlichen und dienstrechtlichen Senate haben über arbeits​rechtliche bzw. dienst- und besoldungsrechtliche Kenntnisse und Erfahrung zu verfügen.

(3) (Verfassungsbestimmung) Der Bund, die Länder, der Städtebund und der Gemeindebund haben in dienstrechtlichen Streitsachen, die Mitglieder der Bundesregierung und die Länder haben in sonstigen Streitsachen (Abs. 1 lit. c) unter Bedachtnahme auf fachliche Qualifikation und regionale Gesichtspunkte Vorschläge für jeweils ein Mitglied und ein Ersatzmitglied der Schlichtungsstelle an den Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz zu erstatten.

(4) Der Vorsitzende eines Senats hat den Senat jeweils fallbezogen unter Bedachtnahme auf fachliche Qualifikation der Mitglieder und auf regionale Gesichtspunkte aus der Mitgliederliste im Sinne von Abs. 1 bis 3 zusammenzusetzen. Diese Liste hat alle vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz bestellten Mitglieder (Ersatzmitglieder) geordnet nach der vorschlagenden Stelle und Art der Streitsache zu enthalten.

(5) Die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) in mehreren Senaten ist zulässig. Der Vorsitz (Stellvertretung) oder die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) in einem Behindertenausschuss (§ 12 BEinstG) oder der Berufungskommission (§ 13a BEinstG) sind Ausschließungsgründe für den Vorsitz (Stellvertretung) oder die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) in einem Senat für arbeitsrechtliche (Abs. 1 lit. a) oder dienstrechtliche (Abs. 1 lit. b) Streitsachen.

(6) Jede der Stellen, die Mitglieder (Ersatzmitglieder) vorschlagen, hat zumindest eine Frau als Mitglied oder Ersatzmitglied vorzuschlagen. Stellen, die ein Vorschlagsrecht für mehr als ein Mitglied haben, haben zumindest zur Hälfte Frauen als Mitglieder vorzuschlagen.

Bestellung der Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Senate
§ 5. (1) Der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz hat die Mitglieder und Ersatzmitglieder zu bestellen. Ein Bediensteter des Bundes ist vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz jeweils zum Vorsitzenden eines Senats, ein weiterer Bediensteter des Bundes jeweils als Stellvertreter zu bestellen.

(2) Die Funktionsdauer der Mitglieder und deren Ersatzmitglieder beträgt vier Jahre. Wieder​bestellung ist zulässig. Bei Verzicht, Wegfall der Voraussetzung für die Bestellung, grober Verletzung oder dauernder Vernachlässigung der Pflichten sind die Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder vom Bundes​minister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz vor Ablauf der Funktionsdauer von ihrer Funktion zu entheben. Im Bedarfsfall ist ein Senat durch Neubestellungen für den Rest der Funktionsdauer zu ergänzen. Wird das Vorschlagsrecht nicht binnen zwei Monaten nach Aufforderung ausgeübt, so hat der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz die betreffenden Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder ohne Vorschlag zu bestellen.

Rechtsstellung der Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Senate
§ 6. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Vorsitzenden (auch in allfälliger Funktion als Leiter oder Stellvertreter der Schlichtungsstelle), ihre Stellvertreter und die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Senate sind in Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig, unabhängig und an keine Weisungen gebunden. Den Vorsitzenden (Stellvertretern) und den für Gebietskörperschaften bestellten Mitgliedern (Ersatz​mitgliedern) steht unter Fortzahlung ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige freie Zeit zu; die Inanspruchnahme ist dem Dienstvorgesetzten mitzuteilen.

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Leiter der Dienststellen dürfen die Vorsitzenden (Stellvertreter) und die für Gebietskörperschaften bestellten Mitglieder (Ersatzmitglieder) in der Ausübung ihrer Tätig​keit nicht beschränken und sie aus diesem Grund auch nicht benachteiligen. Aus dieser Tätigkeit darf ihnen bei der Leistungsfeststellung und in der dienstlichen Laufbahn kein Nachteil erwachsen. Soweit es die dienstlichen Erfordernisse gestatten, hat die Dienststellenleitung den Vorsitzenden (Stellvertretern) und Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen auf den Gebieten des Gleichbehandlungsrechts und der Mediation zu ermöglichen.

(3) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Senate der Schlichtungsstelle mit Ausnahme der mit einem Vorsitz betrauten Bediensteten des Bundes und deren Stellvertreter sowie der Mitglieder (Ersatz​mitglieder), die im aktiven öffentlichen Dienst stehen, haben ihre Tätigkeit ehrenamtlich auszuüben. Sie haben Anspruch auf Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchs​gesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. Die Vorsitzenden (Stellvertreter) und Mitglieder (Ersatzmitglieder), die im aktiven öffentlichen Dienst stehen, haben Anspruch auf den Ersatz der Reisegebühren nach den für sie geltenden Vorschriften.

(4) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Senate sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

Geschäftsführung der Schlichtungsstelle
§ 7. (1) Zur Führung der laufenden Geschäfte der Schlichtungsstelle ist beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz ein Büro unter Leitung eines rechtskundigen Bediensteten des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz einzurichten. Nach Bedarf können Außenstellen des Büros beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eingerichtet werden.

(2) Die Vorsitzenden der Senate können einzelne Agenden dem Büro der Schlichtungsstelle übertragen.

(3) Der Vorsitzende hat den jeweiligen Senat nach Bedarf einzuberufen. Die Einladungen sollen den Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) spätestens acht Tage vor der Sitzung unter Anschluss der Tagesordnung nachweislich zugestellt werden.

(4) Der Senat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend ist. Für Beschlüsse des Senats ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung als angenommen, für die der Vorsitzende gestimmt hat.

(5) Die Sitzungen des Senats sind vertraulich und nicht öffentlich. Über die Abstimmung des Senates ist ein besonderes Protokoll (Abstimmungsprotokoll) zu führen. Den Parteien steht kein Recht auf Einsichtnahme in dieses Protokoll zu.

(6) Die Geschäftsordnung der Schlichtungsstelle ist durch Verordnung des Bundesministers für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz näher zu regeln.

Mediation

§ 8. (1) Die Schlichtungsstelle hat jedenfalls unter Anwendung von Mediation und unter Prüfung des Einsatzes möglicher Förderungen nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften zu versuchen, einen einvernehmlichen Ausgleich der Interessensgegensätze zwischen den Streitparteien im Sinne einer Beendigung der Diskriminierung herbeizuführen.

(2) Mediation kann mit Zustimmung des von behaupteter Diskriminierung Betroffenen und des Antragsgegners auch durch externe Mediatoren im Sinne des Bundesgesetzes über Mediation in Zivilrechtssachen, BGBl. I Nr. 29/2003, erbracht werden. Die Kosten für die Mediation trägt der Bund.

(3) Wird die Einleitung eines Verfahrens gem. § 9 von der von behaupteter Diskriminierung betroffenen Person ausdrücklich nicht gewünscht, hat die Schlichtungsstelle auf Antrag des von behaupteter Diskriminierung Betroffenen und mit Zustimmung des Antragsgegners eine Mediation einzuleiten.

(4) Die Einleitung einer Mediation ohne Verfahren gem. § 9 kann auch


1.
mit Zustimmung des von behaupteter Diskriminierung Betroffenen auf Ersuchen des Antragsgegners,


2.
mit Zustimmung des von behaupteter Diskriminierung Betroffenen und des Antragsgegners auf Ersuchen der Behindertenanwaltschaft oder einer der in der Schlichtungsstelle vertretenen Interessenvertretungen,


3.
in arbeits- oder dienstrechtlichen Sachen unter den Voraussetzungen der Z 2 auch auf Ersuchen eines Betriebsrates, eines Personalvertretungsorgans oder einer Behindertenvertrauensperson


erfolgen.

(5) In Fällen nach Abs. 3 oder 4 kann die Schlichtungsstelle im Anschluss an die Mediation oder den Mediationsversuch nach Zweckmäßigkeit eine Stellungnahme über das Vorliegen einer Diskriminierung abgeben.

Verfahren

§ 9. (1) Auf Antrag einer von behaupteter Diskriminierung im Sinne des 2. Abschnitts des Behindertengleichstellungsgesetzes oder des § 7 BEinstG betroffenen Person hat die Schlichtungsstelle im Einzelfall zu prüfen, ob eine Verletzung des Diskriminierungsverbots vorliegt. Dem der Diskriminierung Beschuldigten kommt im Verfahren Parteistellung zu. Der Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfrist sowie kollektivvertraglicher Verfallfristen wird bis zum Ende des Monats nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides gehemmt.

(2) Führen die Einigungsgespräche sowie die Mediation im Sinne des § 8 in Fällen gemäß Abs. 1 zu keinem Ergebnis, ist durch die Schlichtungsstelle ein Ermittlungsverfahren einzuleiten. Dabei ist jeden​falls zu prüfen

1.
ob eine Ungleichbehandlung auf Grund einer Behinderung vorliegt,

2.
ob eine solche Ungleichbehandlung sachlich gerechtfertigt ist,

3.
ob eine sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung zu ihrer Vermeidung Maßnahmen erfordert hätte, die für den Antragsgegner zu unverhältnismäßigen Belastungen geführt hätten (§ 9 Abs. 4 BGStG bzw. § 7a Abs. 4 BEinstG),

4.
ob und in welchem Ausmaß erforderliche Maßnahmen im Sinne von § 9 Abs. 5 BGStG bzw. § 7a Abs. 5 BEinstG dem Antragsgegner zumutbar sind,

5.
ob bei einer festgestellten Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 1 und 5 BEinstG der einem Bewerber durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(3) Wird das Vorliegen einer Diskriminierung und damit eines erlittenen materiellen oder immateriellen Schadens festgestellt, ist die Höhe des Schadenersatzes im Bescheid festzusetzen.

(4) Im Falle einer festgestellten Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 7 BEinstG oder bei Kündigungen oder Entlassungen im Sinne des § 7d Abs. 14 BEinstG ist der aufrechte Bestand des Arbeitsverhältnisses festzustellen.

§ 10. (1) Auf das Verfahren finden, soweit dieses Bundesgesetz nicht Anderes bestimmt, die Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, Anwendung.
(2) Bescheide haben auf die Möglichkeit einer Anrufung des zuständigen Arbeitsgerichts oder Zivil​gerichts, auf das zuständige Gericht, auf die dabei einzuhaltende Frist, die Form der Einbringung und auf das Erfordernis des hinreichend bestimmten Begehrens hinzuweisen.

(3) Die Schlichtungsstelle kann in Angelegenheiten der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen rechtskräftige Bescheide in anonymisierter Form bzw. rechtskräftige Gerichtsurteile nach den Bestimmungen des Verlautbarungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 201, veröffentlichen.

(4) Kosten für nicht amtliche Sachverständige im Verfahren trägt der Bund.

(5) Personen, die der Ladung zur Auskunftserteilung vor der Schlichtungsstelle nachkommen, haben auf Antrag Anspruch auf Ersatz der notwendigen Reisekosten. Die Höhe des Kostenersatzes bestimmt sich nach den für Zeugen geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975. Die Kosten trägt der Bund.

2. Abschnitt

Behindertenanwaltschaft
Einrichtung einer Behindertenanwaltschaft

§ 11. Beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz wird eine Anwaltschaft für Gleichbehandlungsfragen für Menschen mit Behinderungen (Behinderten​anwaltschaft) eingerichtet.

Weisungsfreiheit

§ 12. (Verfassungsbestimmung) (1) Die Behindertenanwaltschaft ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes oder des § 7 BEinstG diskriminiert fühlen. Sie kann zu diesem Zweck Sprechstunden und Sprechtage im gesamten Bundesgebiet abhalten. Die Behindertenanwälte sind in Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig, unabhängig und an keine Weisungen gebunden.

(2) Die Behindertenanwaltschaft kann unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen durchführen sowie unabhängige Berichte veröffentlichen und Empfehlungen zu allen die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen berührenden Fragen abgeben.

Behindertenanwälte

§ 13. (1) Die Behindertenanwaltschaft besteht aus drei Mitgliedern (Behindertenanwälten) sowie den erforderlichen Stellvertretern.

(2) Die drei Behindertenanwälte sowie deren Stellvertreter sind vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz auf die Dauer von vier Jahren zu bestellen. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Nach Ablauf der vierjährigen Funktionsperiode hat die alte Behinderten​anwaltschaft die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis die neue Behindertenanwaltschaft zusammentritt. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch die alte Behindertenanwaltschaft zählt auf die Funktionsperiode der neuen Behindertenanwaltschaft.

(3) Ein Mitglied und dessen Stellvertreter sind vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz unmittelbar zu bestellen, ein Mitglied und dessen Stellvertreter sind auf Vorschlag der Länder zu bestellen, und ein Mitglied sowie dessen Stellvertreter sind auf Vorschlag der Organisation, auf die § 10 Abs. 1 Z 6 BBG zutrifft, zu bestellen, wobei § 10 Abs. 2 BBG anzuwenden ist.

(4) Zu Behindertenanwälten können nur Personen bestellt werden, die österreichische Staatsbürger, eigenberechtigt und zum Nationalrat wählbar sind und auf den Gebieten der Belange von Menschen mit Behinderungen und der Gleichbehandlung über besondere Erfahrungen und Kenntnisse verfügen.

(5) Der Vorsitz (Stellvertretung) oder die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) in einem Behindertenausschuss (§ 12 BEinstG), der Berufungskommission (§ 13a BEinstG) oder einem Senat der Schlichtungsstelle sind Ausschließungsgründe für die Funktion als Behindertenanwalt.
(6) Aus dem Kreis der Behindertenanwälte ist vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz ein Vorsitzender zu bestellen. Dem Vorsitzenden obliegen die Koordination der Öffentlichkeitsarbeit und die Genehmigung des Tätigkeitsberichts (§ 14).

(7) Die Behindertenanwälte und deren Stellvertreter sind zur gewissenhaften Ausübung ihrer Funktion und zur Verschwiegenheit über die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verpflichtet.

(8) Der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz hat ein Mitglied der Behindertenanwaltschaft bzw. dessen Stellvertreter von seiner Funktion zu entheben,


1.
wenn es dies beantragt hat;


2.
wenn eine der Voraussetzungen für die Bestellung weggefallen ist;


3.
wenn es die Pflichten seiner Funktion vernachlässigt.

§ 14. Die Behindertenanwaltschaft hat einen jährlichen Tätigkeitsbericht an den Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz zu legen. Im Rahmen dieses Berichts hat sie auch auf von ihr als diskriminierend im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes oder von §§ 7 und 7a BEinstG erachtete bundes- oder landesgesetzliche Bestimmungen hinzuweisen.

§ 15. (1) Für die sachlichen und personellen Erfordernisse der Behindertenanwaltschaft hat das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz aufzukommen. Zur Führung der laufenden Geschäfte ist beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz ein Büro einzurichten. Die Landesstellen des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen haben die Behindertenanwaltschaft bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach Bedarf zu unterstützen.

(2) Den Behindertenanwälten (Stellvertretern), soweit sie nicht aktive Bedienstete von Gebietskörperschaften sind, gebührt eine Vergütung für ihre Tätigkeit. Die Höhe der Vergütung hat der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen.

(3) Den Behindertenanwälten (Stellvertretern), die im aktiven öffentlichen Dienst stehen, steht unter Fortzahlung ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige freie Zeit zu; die Inanspruchnahme ist dem Dienstvorgesetzten mitzuteilen. § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.
(4) Die Behindertenanwälte (Stellvertreter), die im aktiven öffentlichen Dienst stehen, haben Anspruch auf den Ersatz der Reisegebühren nach den für sie geltenden Vorschriften; den übrigen Behindertenanwälten (Stellvertreter) gebührt der Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975.

3. Abschnitt

Gemeinsame Bestimmungen
Mitwirkungspflicht

§ 16. (1) Einer Diskriminierung beschuldigte Personen sowie deren Vertreter und Mitarbeiter sind verpflichtet, der Schlichtungsstelle sowie der Behindertenanwaltschaft die für die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) (Verfassungsbestimmung) Alle Behörden, Ämter, Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind verpflichtet, bei der Durchführung dieses Bundesgesetzes mitzuwirken.

Gebührenfreiheit

§ 17. Die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes erforderlichen Amtshandlungen, Eingaben und Vollmachten sind von Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren sowie Verwaltungsabgaben befreit.

Sprachliche Gleichbehandlung und Verweise auf andere Bundesgesetze

§ 18. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils gültigen Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten

§ 19. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1.       2004 in Kraft.

Vollziehung

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut


1.
hinsichtlich § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 1 und 2, § 12 und § 16 Abs. 2 (Verfassungsbestimmungen) die Bundesregierung,


2.
hinsichtlich § 4 Abs. 1 und 2 sowie § 15 Abs. 3 die Bundesregierung,


3.
hinsichtlich § 15 Abs. 2 der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und der Bundesminister für Finanzen,


4.
hinsichtlich § 17, soweit es sich um Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren handelt, der Bundesminister für Justiz, soweit es sich um Verwaltungsabgaben handelt, der Bundeskanzler,


5.
im Übrigen der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz.

Artikel 3

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes

Das Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert:

1. Vor § 1 wird folgender Art. I samt Überschrift eingefügt:

„Artikel I

(1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Artikel II in der Fassung des BGBl. I Nr.      /2004 enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes‑Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten des Kündigungsschutzes begünstigter Behinderter und des Schutzes von Menschen mit Behinderungen vor Diskriminierung in der Arbeitswelt können unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“

2. Nach Art. I wird die Überschrift „Artikel II“ eingefügt.

3. § 7 samt Überschrift lautet:
„Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt

§ 7. (1) Auf Grund einer Behinderung darf im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis privaten oder öffentlichen Rechts und in der sonstigen Arbeitswelt niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden, insbesondere nicht

1.
bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses,

2.
bei der Festsetzung des Entgelts,

3.
bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein Entgelt darstellen,

4.
bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung und Umschulung,

5.
beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen,

6.
bei den sonstigen Arbeitsbedingungen,

7.
bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses,

8.
beim Zugang zur Berufsberatung, Berufsausbildung, beruflichen Weiterbildung und Umschulung außerhalb eines Arbeitsverhältnisses,

9.
bei der Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisationen,

10.
bei den Bedingungen für den Zugang zu selbständiger Erwerbstätigkeit.

(2) Eine Behinderung im Sinne des Abs. 1 liegt vor, wenn körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder psychische Verfassung einer Person voraussichtlich länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen, und die Teilhabe dieser Person am Leben in der Gesellschaft dadurch beeinträchtigt ist.

(3) Die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 und der §§ 7a bis 7j dieses Gesetzes sind auch auf Personen anzuwenden, wenn diese auf Grund der Behinderung eines Angehörigen diskriminiert werden. Als Angehörige gelten der Ehegatte, die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch dann, wenn die Verwandtschaft auf unehelicher Geburt beruht, die Verschwägerten in gerader Linie, die Wahl(Pflege)eltern und die Wahl(Pflege)kinder sowie Lebens​gefährten und deren Kinder.“
4. Nach § 7 werden folgende §§ 7a bis 7j samt Überschriften eingefügt und lauten:

„Diskriminierung

§ 7a. (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person auf Grund einer Behinderung in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.

(2) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche Menschen mit Behinderungen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerecht​fertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Zieles angemessen und erforderlich.

(3) Bei Ungleichbehandlung wegen eines Merkmals, das im Zusammenhang mit einer Behinderung steht, liegt keine Diskriminierung vor, wenn das betreffende Merkmal auf Grund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Rahmenbedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Voraussetzung darstellt, und sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforderung handelt.

(4) Eine Benachteiligung im Sinne von Abs. 2 stellt dann keine Diskriminierung dar, wenn die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen zu unverhältnismäßigen Belastungen führen würde. Bei der Prüfung, ob Belastungen unverhältnismäßig sind, sind insbesondere der damit verbundene Aufwand und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Arbeitgebers oder der Organisation (§ 7 Abs. 1 Z 8 und 9) zu berücksichtigen. Besteht die Möglichkeit, für die entsprechenden Maßnahmen Förderungen aus öffentlichen Mitteln in Anspruch zu nehmen, ist dies bei der Beurteilung der Zumutbarkeit in Betracht zu ziehen.
(5) Erweist sich die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen, insbesondere im Sinne einer barrierefreien Gestaltung (§ 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes, BGBl. I Nr.      /2004) der betrieblichen oder der sonstigen Arbeitswelt, als unverhältnismäßige Belastung im Sinne des Abs. 4, liegt dann eine Diskriminierung vor, wenn es der Arbeitgeber oder die Organisation verabsäumt haben, durch zumutbare Maßnahmen einen Zustand herzustellen, der eine maßgebliche Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderungen im Sinne einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung darstellt. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit der Maßnahmen zur Herstellung einer maßgeblichen Verbesserung der Situation ist wie in Abs. 4 vorzugehen.

(6) Spezifische Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung im Berufsleben, mit denen Benachteiligungen wegen einer Behinderung verhindert oder ausgeglichen werden, gelten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes.
Belästigung

§ 7b. (1) Eine Diskriminierung liegt auch bei Belästigung vor. Belästigung liegt vor, wenn im Zusammenhang mit einer Behinderung unerwünschte, unangebrachte oder anstößige Verhaltensweisen gesetzt werden, die bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betroffenen Person verletzt, und ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes Umfeld für die betroffene Person geschaffen wird.

(2) Eine Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn ein Arbeitgeber es schuldhaft unterlässt, im Falle einer Belästigung durch Dritte eine auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder des Arbeitsvertrages angemessene Abhilfe zu schaffen.

Anweisung zur Diskriminierung

§ 7c. Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung einer Person zur Diskriminierung aus dem Grund einer Behinderung vor.
Rechtsfolgen der Diskriminierung in der Arbeitswelt

§ 7d. (1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Arbeitgeber gegenüber dem Stellenwerber zum Ersatz des Vermögens​schadens und zu einer Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt


1.
mindestens ein Monatsentgelt, im Falle eines Bundesbediensteten mindestens drei Monatsbezüge des für die Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der allgemeinen Verwaltung gebührenden Betrages, wenn der Stellenwerber bei diskriminierungsfreier Auswahl die Stelle erhalten hätte, oder


2.
bis 500 Euro, im Falle eines Bundesbediensteten bis zu drei Monatsbezüge des für die Gehalts​stufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der allgemeinen Verwaltung gebührenden Betrages, wenn der Arbeitgeber nachweisen kann, dass der einem Stellenwerber durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(2) Erhält ein behinderter Arbeitnehmer wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber für gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, die als gleichwertig anerkannt wird, ein geringeres Entgelt als ein anderer Arbeitnehmer, so hat er gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf Bezahlung der Differenz und eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(3) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 3 hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Gewährung der betreffenden Sozialleistung oder auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(4) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 4 hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Einbeziehung in die entsprechenden betrieblichen Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der Arbeitgeber gegenüber dem Arbeitnehmer zum Ersatz des Vermögens​schadens und zu einer Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt,


1.
die Entgeltdifferenz für mindestens einen Monat, im Falle eines Bundesbediensteten für mindestens drei Monate, wenn der Arbeitnehmer bei diskriminierungsfreier Auswahl beruflich aufgestiegen wäre, oder


2.
bis 500 Euro, im Falle eines Bundesbediensteten die Entgeltdifferenz für bis zu drei Monate, wenn der Arbeitgeber nachweisen kann, dass der einem Arbeitnehmer durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(6) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 6 hat der behinderte Arbeitnehmer Anspruch auf Gewährung der gleichen Arbeitsbedingungen wie ein anderer Arbeitnehmer oder auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(7) Ist das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber wegen einer Behinderung des Arbeitnehmers gekündigt oder vorzeitig beendigt worden (§ 7 Abs. 1 Z 7), so kann bei der Schlichtungsstelle für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen (Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behinderten​anwaltschaft, Schlichtungsstellengesetz – SchlStG, BGBl. I Nr.      /2004), im Folgenden kurz Schlichtungsstelle, die Feststellung des aufrechten Bestandes des Arbeitsverhältnisses beantragt werden. Diese Bestimmung ist nicht anzuwenden auf Kündigungen, für die § 8 gilt.

(8) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 8 hat die betroffene Person Anspruch auf Einbeziehung in die entsprechenden Berufsberatungs-, Weiterbildungs- und Umschulungs​maßnahmen oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(9) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 9 hat die betroffene Person Anspruch auf Mitgliedschaft und Mitwirkung in der betroffenen Organisation sowie auf Inanspruch​nahme der Leistungen der betreffenden Organisation oder auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(10) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7 Abs. 1 Z 10 hat die betroffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(11) Bei einer Belästigung (§ 7b) hat die betroffene Person gegenüber dem Belästiger, im Falle einer schuldhaften Unterlassung des Arbeitgebers (§ 7b Abs. 2) auch gegenüber diesem, Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens. Neben dem Ersatz einer allfälligen Vermögenseinbuße hat die betroffene Person zum Ausgleich der erlittenen persönlichen Beeinträchtigung Anspruch auf angemessenen, mindestens jedoch auf 400 Euro Schadenersatz.

(12) Im Fall von Bediensteten der Länder und Gemeinden sind bei der Festsetzung der Höhe der Ersatzansprüche entsprechende landesgesetzliche Bestimmungen für andere von Diskriminierung betroffene Personengruppen sinngemäß anzuwenden.

(13) Bei der Bemessung der Höhe des Schadenersatzes ist insbesondere auf die Schwere der Diskriminierung sowie die Häufigkeit bereits festgestellter Diskriminierungen durch den Antragsgegner bzw. Beklagten Bedacht zu nehmen.

(14) Als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbots darf der betroffene Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber nicht entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt werden. Auch ein anderer Arbeitnehmer, der als Zeuge oder Auskunftsperson in einem Verfahren auftritt oder eine Beschwerde eines anderen Arbeitnehmers unter​stützt, darf als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbots nicht entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt werden. Abs. 7 und § 7i gelten sinngemäß.

Geltendmachung von Ansprüchen

§ 7e. (1) Ansprüche gem. § 7d sind bei der Schlichtungsstelle geltend zu machen. Anspruchs​berechtigt sind behinderte Personen im Sinne des § 7 Abs. 2, deren Angehörige im Sinne des § 7 Abs. 3 sowie im Fall von Kündigung oder Entlassung nicht behinderte Benachteiligte im Sinne des § 7d Abs. 14.

(2) Ansprüche nach § 7d Abs. 1 und 5 sind binnen sechs Monaten geltend zu machen. Die Frist zur Geltendmachung beginnt mit der Ablehnung der Bewerbung oder Beförderung.

(3) Betreffend eine Kündigung oder Entlassung gemäß § 7d Abs. 7 und 14 ist der Antrag auf Feststellung des aufrechten Bestands binnen sechs Wochen ab ihrem Zugang einzubringen. § 8 dieses Bundesgesetzes ist davon unberührt.

(4) Für Ansprüche nach § 7d Abs. 2, 3, 4, 6, 8, 9, 10 und 11 gilt die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 1486 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches.

Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung

§ 7f. (1) Betrifft ein von der Schlichtungsstelle zu behandelnder Fall sowohl das Diskriminierungs​verbot nach diesem Bundesgesetz als auch die Gleichbehandlung von Frauen und Männern in der Arbeitswelt oder die Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in der Arbeitswelt (I. Teil des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl. I Nr.      /2004, I. Teil des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl. Nr. 100/1993, landesgesetzliche Bestimmungen über die Gleichbehandlung in der Arbeitswelt), so fällt das Verfahren zur Prüfung des Vorliegens einer Diskriminierung in die Zuständigkeit der Schlichtungsstelle.

(2) Im Verfahren sind sowohl die Bestimmungen über die Gleichbehandlung von Frauen und Männern und die Bestimmungen über die Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in der Arbeitswelt (I. Teil des Gleichbehandlungsgesetzes, I. Teil des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes, landesgesetzliche Bestimmungen über die Gleichbehandlung in der Arbeitswelt) als auch die Bestimmungen des Diskriminierungsverbots nach diesem Bundesgesetz anzuwenden.

Anrufung des Gerichts

§ 7g. (1) Die Partei, die sich mit der Entscheidung der Schlichtungsstelle nicht zufrieden gibt, kann die Sache innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung des Bescheides beim zuständigen Arbeits- oder Zivilgericht anhängig machen. Durch die Anrufung des Gerichts tritt der Bescheid der Schlichtungsstelle außer Kraft. Er tritt jedoch wieder in Kraft, wenn der Antrag auf Entscheidung des Gerichts zurückgezogen wird. Die Entscheidung über einen Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Anrufungsfrist obliegt dem Gericht; der Wiedereinsetzungsantrag ist unmittelbar bei Gericht einzubringen.

(2) Die Anrufung des Gerichts durch die betroffene Person kann in Fällen von § 7 Abs. 1 Z 8 bis 10 jedenfalls auch bei dem Gericht erfolgen, in dessen Sprengel sich ihr Wohnsitz befindet.

(3) Der Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfrist sowie kollektivvertraglicher Verfallfristen wird bis zum Ende des Monats nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils gehemmt. Die Anrufung des Gerichts ist der Schlichtungsstelle durch das Gericht anzuzeigen.

(4) Die Schlichtungsstelle hat dem Gericht auf Ersuchen die Akten mit Ausnahme des Abstimmungsprotokolls zu übermitteln.

(5) Die Gerichte sind verpflichtet, Kopien rechtskräftiger Urteile in Angelegenheiten der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt an die Schlichtungsstelle zu übermitteln.
§ 7h. Erfolgt die Anrufung des Gerichts durch den Antragsgegner, kann der Antragsteller den Antrag binnen vier Wochen ab Zustellung der Anrufung des Gerichts bei gegenseitiger Kostenaufhebung zurückziehen.
Beweismaßerleichterung

§ 7i. Wenn sich eine betroffene Person vor Gericht auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne des § 7 Abs. 1 oder auf eine Belästigung (§ 7b) beruft, so hat sie diesen Umstand lediglich glaubhaft zu machen. Dem Beklagten obliegt es bei Berufung auf § 7 Abs. 1 zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass ein anderes vom Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv bzw. ein anderer Umstand für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war. Bei Berufung auf § 7b obliegt es dem Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass die vom Beklagten glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen.
Anträge durch Verbände

§ 7j. (1) Der Anspruch kann auch von der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer und der Vereinigung, auf die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes – BBG, BGBl. Nr. 283/1990, zutreffen, wobei § 10 Abs. 2 BBG anzuwenden ist, geltend gemacht werden.

(2) Erfolgt in solchen Fällen eine Anrufung des Gerichts, so liegt eine Verbandsklage vor.

(3) Eine Verbandsklage liegt auch vor, wenn der Anspruch erst im Zuge der Anrufung des Gerichts von einem der in Abs. 1 genannten Verbände geltend gemacht wird.“

5. Nach dem § 8 Abs. 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:

„(4a) Bei der Entscheidung über die Zustimmung zur Kündigung sind auch die Bestimmungen des § 7 zu berücksichtigen.“

6. § 19 Abs. 1 lautet:
„(1) Auf das Verfahren finden, soweit dieses Bundesgesetz nicht Anderes bestimmt, die Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, und hinsichtlich des § 21 die Vorschriften des Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52, mit der Maßgabe Anwendung, dass die Berufungsfrist für Verfahren gemäß § 14 Abs. 2 6 Wochen beträgt.“

7. In § 22 Abs. 4 wird die Wortfolge „Datenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 565/1978,“ durch die Wortfolge „Datenschutzgesetzes 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999,“ ersetzt.

8. In § 25 werden folgende Abs. 10 und 11 eingefügt:

„(10) Art. I (Verfassungsbestimmung), die Überschrift des Art. II, §§ 7 und 7a bis 7j, § 8 Abs. 4a, § 19 Abs. 1, § 22 Abs. 4 und § 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.      /2004 treten mit 1.       2004 in Kraft.

(11) (Verfassungsbestimmung) Art. I Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 27. September 1988, BGBl. Nr. 721, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 313/1992 tritt mit 1.       2004 außer Kraft.“

9. In § 26 lit. a entfällt nach dem Ausdruck „Art. I“ die Wortgruppe „des Bundesgesetzes vom 27. September 1988, BGBl. Nr. 721“.

10. In § 26 lit. b und lit. d entfällt nach dem Ausdruck „§ 23“ jeweils der Ausdruck „Abs. 1“; in § 26 lit. c entfällt der Ausdruck „und des § 23 Abs. 2“.

Vorblatt

Probleme:

Im Hinblick auf das EU‑Recht ist eine gesetzliche Bestimmung betreffend die Verhinderung von Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt erforderlich. Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, die Diskriminierungen auf Grund der Religion oder einer Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung verbietet, ist durch die geltende österreichische Rechtslage nicht ausreichend erfüllt.

Mit Entschließung des Nationalrates vom 9. Juli 2003 wurde weiters die Bundesregierung ersucht, dem Nationalrat möglichst bis Ende 2003 den Entwurf eines Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes zuzuleiten.

Auf Grund des engen inhaltlichen Konnexes wurde das vorliegende Gesetz, das Bestimmungen sowohl für die Arbeitswelt (Artikel 3) als auch die sonstigen Lebensbereiche (Artikel 1) enthält, in Anlehnung an die erwähnte Rahmenrichtlinie und deren Umsetzung im Gleichbehandlungsgesetz bzw. im Bundes-Gleichbehandlungsgesetz erstellt.

Inhalt:

Artikel 1 – Behindertengleichstellungsgesetz:

-
Verfassungsbestimmung

-
Definition des Personenkreises

-
Definition von Barrierefreiheit

-
Verbot der Diskriminierung auf Grund einer Behinderung

-
Definition von unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung

-
Einführung von Schadenersatzregelungen bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes

-
Beweismaßerleichterung

-
Vorsehen der Möglichkeit von „positiver Diskriminierung“

-
Anerkennung der österreichischen Gebärdensprache

-
Berücksichtigung der Behindertengleichstellung bei Fördergrundsätzen

-
Bestimmungen betreffend die Geltendmachung von Ansprüchen

-
Möglichkeit der Geltendmachung von Ansprüchen durch Verbände

Artikel 2 – Schlichtungsstellengesetz

-
Errichtung einer mit Entscheidungsbefugnis ausgestatteten unabhängigen Schlichtungsstelle beim BMSG

-
Regelung der Zusammensetzung der Senate

-
Definition der Aufgaben

-
Mediation

-
Einrichtung einer unabhängigen Behindertenanwaltschaft beim BMSG

Artikel 3 – Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz

-
Anpassung und Integration der bisher externen Verfassungsbestimmung ins BEinstG

-
Einfügung von Bestimmungen über Gleichbehandlung in der Arbeitswelt ohne Ansehung einer Behinderung in das Behinderteneinstellungsgesetz in Anpassung an die Antidiskriminierungsrichtlinie gemäß Artikel 13 EG-Vertrag

-
Definition von Behinderung in Zusammenhang mit einer Diskriminierung

-
Definition von unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung

-
Statuierung eines Diskriminierungsverbotes

-
indirekte Verpflichtung der Arbeitgeber, angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen zu treffen, über die Abwägung der Verhältnismäßigkeit in der Schadensfeststellung (Umsetzung des Artikel 5 der EU-Rahmenrichtlinie)

-
Einführung von Maßnahmen zur Rechtsdurchsetzung inklusive Schadenersatzregelungen in Anpassung an die EU-Rahmenrichtlinie

-
Einführung eines Benachteiligungsverbotes als Maßnahme zur Verstärkung des Schutzes vor Diskriminierungen (auch für Zeugen) in Umsetzung der EU-Rahmenrichtlinie

-
Beweismaßerleichterung

-
Möglichkeit der Geltendmachung von Ansprüchen durch Verbände

Alternativen:

Beibehaltung eines als unbefriedigend angesehenen gesetzlichen Zustandes. Betreffend Artikel 2 und 3: weitgehend keine, da die österreichische Rechtslage an das EU‑Recht anzupassen ist.

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich:

Trotz zahlreicher Förderangebote für Arbeitgeber von Menschen mit Behinderungen ist die Beschäftigungssituation von Menschen mit Behinderungen nach wie vor unter dem Durchschnitt von Menschen ohne Behinderungen. Dies liegt auch an noch immer bestehenden sozialen Barrieren und Vorurteilen betreffend die berufliche Eingliederung von Menschen mit Behinderungen. Durch den Abbau von Diskriminierungen in allen Lebensbereichen wird wirtschaftliche und soziale Teilhabe gefördert und sozialer Ausgrenzung entgegengewirkt. Der Abbau von Diskriminierungen wird auch einer qualitativen Verbesserung der Beschäftigung insgesamt förderlich sein. Mittelfristig kann mit einer Verbesserung der Beschäftigungssituation von Menschen mit Behinderungen gerechnet werden.

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:

Ist gegeben; der Entwurf dient weitgehend der Umsetzung von Vorgaben des EU‑Rechts.

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens:

Auf Grund der Komplexität des gegenständlichen Gesetzesvorhabens wird eine Vorbegutachtung durch​geführt.

Finanzielle Auswirkungen:

Da es sich erst um eine Vorbegutachtung handelt, werden derzeit noch keine Aussagen über die finanziellen Auswirkungen getroffen.

Anmerkung

Da es sich um eine Vorbegutachtung handelt, wird von einer Textgegenüberstellung vorläufig Abstand genommen, dies auch vor dem Hintergrund, dass es sich beim Entwurf weitgehend um neu zu erlassende Vorschriften und nicht um die Änderung bestehender Vorschriften handelt.

Erläuterungen

I. Allgemeiner Teil

Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:

Mit den vorgelegten Entwürfen soll die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen gefördert werden. Ausgelöst wurde dieses Gesetzesvorhaben einerseits durch eine erforderliche Anpassung der österreichischen Rechtslage an EU-Recht im Bereich Arbeitswelt, anderer​seits durch einen Entschließungsantrag aller im Parlament vertretenen Parteien, die Gleichstellung behinderter Menschen herbeiführen zu wollen.

Die gesetzliche Umsetzung dieses Vorhabens soll in drei Bundesgesetzen erfolgen:

-
dem Behindertengleichstellungsgesetz (Artikel 1 des Entwurfes), das das Diskriminierungsverbot in allen Lebensbereichen mit Ausnahme der Arbeitswelt regelt,

-
dem Schlichtungsstellengesetz (Artikel 2 des Entwurfes), das die institutionellen Voraussetzungen für die Durchsetzbarkeit der Ansprüche von Menschen mit Behinderungen schafft, und

-
einer Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz (Artikel 3 des Entwurfes), in der das Diskriminierungsverbot für den Bereich der Arbeitswelt festgeschrieben wird.

Seit den neunziger Jahren ist ein allgemeines Umdenken hinsichtlich der Haltung gegenüber Menschen mit Behinderungen festzustellen. Die Menschenrechte und das Thema Gleichstellung haben in der Behindertenpolitik besondere Bedeutung erlangt und einen Paradigmenwechsel herbeigeführt.

Als Folge dieses Umdenkens beschloss der Nationalrat, an den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art. 7 Abs. 1 B‑VG folgende Sätze anzufügen: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten“ (BGBl. I Nr. 87/1997). Laut Gesetzesmaterialien (AB 785 BlgNR 20. GP, 3 f) „werde dadurch ein verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht geschaffen, das vor dem Verfassungsgerichtshof durch​setzbar sei; anders als der allgemeine Gleichheitssatz, der nur für Staatsbürger gelte, solle dieses Diskriminierungsverbot aber für jeden Menschen gelten. ... Die Bestimmung biete darüber hinaus einen Beurteilungsmaßstab für die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit von generellen Rechtsnormen, insbesondere auch dahin, dass Rechtsvorschriften, die die Benachteiligung durch Behinderungen ausgleichen sollen, zulässig und erforderlich seien.“

Als erste Auswirkung dieser neuen Verfassungsbestimmung hat eine Arbeitsgruppe im Jahr 1998 die gesamte Rechtsordnung des Bundes auf explizite und implizite Benachteiligungen behinderter Menschen durchforstet. Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe sind in einem Bericht festgehalten und wurden dem Nationalrat vorgelegt. Dieser Bericht war dann die Grundlage für ein im Sommer 1999 beschlossenes Bundesgesetz, das in insgesamt 9 Gesetzen Änderungen zur Beseitigung behindertendiskriminierender Bestimmungen brachte.

Im aktuellen Regierungsprogramm 2003 werden im Kapitel Arbeit und Soziales dazu folgende Ziele festgehalten:

„-  Erarbeitung eines Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes unter Einbeziehung der Betroffenen, sowie Vorlage eines Bündelgesetzes auf Grundlage der Ergebnisse aus 1999 einer Arbeitsgruppe im Verfassungsdienst über die Diskriminierung behinderter Menschen in den verschiedensten Gesetzes​materien;

 -  Durchforstung der Berufsausbildungs- Ausübungs- und Zugangsgesetze auf Diskriminierung behinderter Menschen;

 -  Sicherstellung einer barrierefreien Nutzung bei Um- und Neubauten im gesamten öffentlichen Bereich inklusive des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsflächen;

 -  Ermöglichung eines barrierefreien Zugangs zum E-Government und E-Learning;

 -  Verbesserung der Voraussetzungen für Gebärden- und Lautsprache.“

Mit Entschließung des Nationalrates vom 9. Juli 2003 wurde die Bundesregierung ersucht, dem National​rat möglichst bis Ende 2003 den Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes zuzuleiten. Mit der Ausarbeitung dieses Entwurfes wurde eine Arbeitsgruppe der Bundesregierung betraut, in der auch Vertreter der Behindertenorganisationen eingebunden waren. Als Diskussionsgrundlage für die Arbeit in der Arbeitsgruppe der Bundesregierung diente in erster Linie ein Gesetzesentwurf des „Forum Gleichstellung“, eines auf Initiative der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation zurück​gehenden Zusammenschlusses von ExpertInnen in Sachen Behindertengleichstellung.

Auf Grund des engen inhaltlichen Konnexes erfolgte im Behindertengleichstellungsgesetz in wesentlichen Bereichen eine inhaltliche Angleichung an die nationale Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG des Rates zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleich​behandlung in Beschäftigung und Beruf, die Diskriminierungen auf Grund der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung verbietet (Rahmen-Gleichbehandlungsrichtlinie). So wurden die Definitionen der unmittelbaren und mittelbaren Behinderung sowie die Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes weitgehend der Richtlinie entnommen.

Im Hinblick auf die Anpassung an das EU‑Recht ist jedenfalls eine Novellierung des Behinderten​einstellungsgesetzes erforderlich. Die Europäische Union hat im Jahr 2000 gemäß Artikel 13 EG-Vertrag drei Antidiskriminierungsrichtlinien beschlossen bzw. geändert. Neben der geänderten Richtlinie über die Gleichbehandlung von Frauen und Männern und der neuen sogenannten Antirassismus-Richtlinie ist das die ebenfalls neue Richtlinie 2000/78/EG des Rates (Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf). Letztere gilt sowohl für den privaten als auch für den öffentlichen Sektor.

Für alle anderen von Diskriminierung betroffenen Personenkreis außer Menschen mit Behinderungen soll die Umsetzung für den privatwirtschaftlichen Bereich im Gleichbehandlungsgesetz, das bisher nur Diskriminierungen auf Grund des Geschlechts im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis verbietet, vorgenommen werden. Die besonderen Regelungen für den öffentlichen Dienst des Bundes sollen im Bundes-Gleichbehandlungsgesetz erfolgen, entsprechende Bestimmungen wären auch durch die Länder zu erlassen.

Der Diskriminierungstatbestand der Behinderung soll, um den besonderen Bedürfnissen dieses Personen​kreises gerecht zu werden, nicht in diese beiden Gleichbehandlungsgesetze aufgenommen werden. Die erforderliche Umsetzung der Richtlinie soll im Behinderteneinstellungsgesetz erfolgen. Dies dient der Übersichtlichkeit und Rechtsklarheit für die Betroffenen, insbesondere auch für die rechtsunterworfenen Arbeitgeber, da alle Bestimmungen für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen dann in einem Gesetz geregelt sind. Ausgestattet mit der entsprechenden Verfassungsbestimmung sollen die entsprechenden Bestimmungen analog dem Kündigungsschutz für die Bereiche der Bundes- und der Landeskompetenz gelten.

Die Verfahren zur Durchsetzung von Ansprüchen auf Grund einer Diskriminierung im Arbeitsleben als auch in allen sonstigen Lebensbereichen werden vor einer durch das Schlichtungsstellengesetz neu einge​richteten Schlichtungsstelle für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen beim BMSG geführt. Unabhängige, fallbezogen zusammengesetzte Senate, die nach Bedarf auch bei den Landesstellen der Bundessozialämter eingerichtet werden können, entscheiden mit Bescheid über das Vorliegen einer Diskriminierung und die Rechtsfolgen daraus (Schadenersatzansprüche). Gegen den Bescheid der Schlichtungsstelle kann das Gericht angerufen werden (sukzessive Kompetenz).

Die gemeinsame Regelung von Institutionen und Verfahren für beide Bereiche (Arbeitswelt und sonstige Lebensbereiche) in einem eigenen Schlichtungsstellengesetz erscheint aus rechtssystematischen Gründen (Vermeidung von Parallelregelungen und wechselseitigen Verweisen) zweckmäßig.

Durch die Anbindung der die Durchsetzbarkeit der Ansprüche aus den neuen Bestimmungen gewähr​leistenden Schlichtungsstelle an das Bundessozialamt kann die Erfahrung und die Expertise der bereits bestehenden Behördenstrukturen genutzt werden, dadurch auch Synergieeffekte erzielt und somit Mehr​kosten gering gehalten sowie der Aufbau von zusätzlichen Bürokratien vermieden werden.

Mit dem vorliegenden Entwurf wird im arbeitsrechtlichen Teil eine Anpassung an das EU‑Recht vorgenommen, die darüber hinaus gehenden Teile sind jedenfalls kompatibel mit EU-Recht.

Kompetenzgrundlage:

Der vorliegende Entwurf stützt sich auf die Art. 10 Abs. 1 Z 1, 6, 8, 11, 12 und 16 B-VG sowie Art. 14 B‑VG.

II. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen – Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)

Artikel 1 des Entwurfes regelt den Diskriminierungsschutz in allen Lebensbereichen mit Ausnahme der Arbeitswelt. Dieser ist im Artikel 3 (Novelle zum BEinstG) enthalten.

Zu Art. I:

Die Kompetenzbestimmungen der österreichischen Bundesverfassung enthalten keinen eigenen Tat​bestand der Behindertenhilfe oder der Rehabilitation. Dieser Bereich gehört daher zu den so genannten Querschnittsmaterien. Eine Vielzahl von Bundes- und Landesgesetzen beinhalten Rechtsnormen, die für Menschen mit Behinderungen von Bedeutung sind. Gerade für behinderte Menschen wesentliche Bereiche fallen in die Kompetenz der Länder und wären nicht von einem Bundesgesetz umfasst. Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung soll aber unabhängig von einer kompetenzrechtlichen Zuordnung gleichermaßen für alle Lebensbereiche Zielsetzung sein. Zur Aufstellung diesbezüglicher Regelungen ist daher eine Verfassungsbestimmung erforderlich.

Die Zuständigkeit des Bundes im Rahmen des Diskriminierungsschutzes beschränkt sich aber auf die Entscheidung über das Vorliegen von Diskriminierung und daraus abgeleitete Schadenersätze. Die Verfassungsbestimmung derogiert nicht bestehenden Kompetenzbestimmungen beispielsweise in Bereichen wie Bauwesen oder Verkehr.

Zu Art. II:

Zum 1. Abschnitt

Zu § 1:

In Konkretisierung der Verfassungsbestimmung des Art. 7 Abs. 1 B‑VG soll das Behindertengleich​stellungsgesetz die Diskriminierungen behinderter Menschen in allen Lebensbereichen vermeiden bzw. beseitigen helfen. Ziel des Gesetzes ist die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft.

Zu § 2:

Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen können überall vorkommen, daher sind – mit Ausnahme der Diskriminierung in der Arbeitswelt – alle Lebensbereiche vom Geltungsbereich dieses Gesetzes umfasst. Der Diskriminierungsschutz in der Arbeitswelt ist auf Grund des engen inhaltlichen Konnexes zum Behinderteneinstellungsgesetz in Art. 3 (Novelle zum BEinstG) geregelt.

Zu § 3:

Das österreichische Recht kennt verschiedene Behinderungsbegriffe (z.B. § 3 BEinstG, § 300 Abs. 2 ASVG, § 8 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz). Allen ist gemeinsam, dass die Behinderung eine gewisse Schwere aufweisen und voraussichtlich eine gewisse Zeit andauern muss. Auch viele inter​nationale Gleichstellungsgesetze gehen von diesen Voraussetzungen aus (siehe z.B. die entsprechenden Regelungen des deutschen Behindertengleichstellungsgesetzes, des englischen „Disability Discrimination Act“ oder des US-amerikanischen „American with Disabilities Act“). Auch für die Definition des von diesem Behindertengleichstellungsgesetz umfassten Personenkreises ging man daher von diesen Überlegungen aus.

Demnach ist nach Abs. 1 Folgendes wesentlich für die Zugehörigkeit zum Personenkreis der Menschen mit Behinderungen:

· Abweichung der körperlichen Funktion, geistigen Fähigkeit oder psychischen Verfassung von dem für das Lebensalter typischen Zustand (Sinnesbehinderungen sind hier unter Abweichung der körperlichen Funktion subsumiert),

· dieser Zustand muss voraussichtlich länger als sechs Monate andauern und

· die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigen.

Bei Diskriminierungen auf Grund einer vermuteten Behinderung ist analog der herrschenden Meinung betreffend die Diskriminierung im Arbeitsleben davon auszugehen, dass der Gleichbehandlungsgrundsatz unabhängig davon gilt, ob der Umstand, auf Grund dessen die Diskriminierung erfolgt, tatsächlich vorliegt oder vermutet ist (siehe dazu die Erläuterungen im Entwurf des BMWA zu §§ 11 und 12 des geplanten Gleichbehandlungsgesetzes).

Abs. 2 enthält einen Diskriminierungsschutz für einen bestimmten Kreis von Angehörigen von Menschen mit Behinderungen. Die Praxis zeigt, dass oftmals auch Angehörige auf Grund der Behinderung eines Familienmitgliedes diskriminiert werden, z.B. dass Eltern behinderter Kinder einen Mietvertrag mit Hinweis auf die Behinderung eines Kindes nicht erhalten oder in einem Restaurant nicht bedient werden, oder auch Mütter behinderter Kinder einen Arbeitsplatz nicht erhalten, da der Arbeitgeber vermehrte Inanspruchnahme des Pflegeurlaubes befürchtet. Aus diesen Überlegungen heraus wurde der Diskriminierungsschutz auf Angehörige ausgeweitet.

Zu § 3 – Variante (Entwurf des Forum Gleichstellung):

Abs. 2 enthält eine Definition von Behinderung.

Abs. 3: Geschützt werden sollen auch Personen, die von einer konkreten Behinderung in der Vergangen​heit betroffen waren oder mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden. Hier wäre z.B. an Personen zu denken, die am Beginn einer chronischen Erkrankung stehen, etwa Personen nach einem ersten Schub von Multipler Sklerose oder auch HIV-positive Personen

Als Beispiel für Diskriminierung durch „Zuordnung“ einer Behinderung wurden vom Forum Gleich​stellung Personen genannt, denen z.B. fälschlicherweise eine AIDS-Erkrankung nachgesagt wird und die dadurch massiv diskriminiert werden.

Der Abs. 4 bezieht sich auf Fälle, in denen z.B. Eltern auf Grund der Behinderung ihres Kinder diskriminiert werden, weil sie bspw. in einem Restaurant nicht bedient werden.

Abs. 5 schließlich enthält ein sehr weit gehendes Benachteiligungsverbot.

Zu § 4:

Diskriminierungen basieren oftmals auf Barrieren. Vor allem die Zugänglichkeit der gestalteten Umwelt (z.B. öffentliche Gebäude, Straßen, Plätze, öffentliche Verkehrsmittel) und die Zugänglichkeit der Information (z.B. Internet) sind für Menschen mit Behinderungen essentielle Voraussetzungen für die Möglichkeit der gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. Dies erfordert eine Definition des Begriffes Barrierefreiheit.

Die Barrierefreiheit kann nur in von Menschen gestalteten Lebensbereichen, nicht im Hinblick auf die natürliche Umwelt gefordert werden. Mit umfasst ist von der Definition auch die Ablauforganisation in den jeweiligen Lebensbereichen. Oftmals sind es auch organisatorische Rahmenbedingungen, die zu Barrieren für Menschen mit Behinderungen führen. Gestaltete Lebensbereiche sollen für Menschen mit Behinderungen folgendermaßen zugänglich und nutzbar sein:

· in der allgemein üblichen Weise: z.B. Beförderung in einem üblicherweise für die Passagier​beförderung vorgesehenen Eisenbahnwaggon und nicht im Gepäckwagen, wie dies früher oftmals für Personen, die auf den Gebrauch eines Rollstuhles angewiesen sind, üblich war,

· ohne besondere Erschwernis: d.h. dass unter gewissen Umständen eine leichte Erschwernis zumutbar ist, wie z.B. etwas längere Wartezeiten und

· grundsätzlich ohne fremde Hilfe: d.h., dass z.B. bauliche Änderungen oder technische Adaptierungen immer Vorrang haben vor der Hilfeleistung durch Dritte.

Die Regelung der Barrierefreiheit beinhaltet keine Verpflichtung des Gesetzgebers, etwa baurechtliche oder andere gesetzliche Bestimmungen anzupassen.

Zu § 5:

Solange Menschen mit Behinderungen Benachteiligungen erfahren, sind Maßnahmen der sogenannten „positiven Diskriminierung“, wie etwa spezielle Förderungen, erforderlich. § 5 stellt klar, dass solche Maßnahmen keinesfalls als Diskriminierungen im Sinne dieses Gesetzes gewertet werden können.

Zu § 6:

Zu Abs. 1: Deutsch als Staatssprache der Republik ist in der Verfassung verankert. Eine Anerkennung der österreichischen Gebärdensprache muss daher mittels Verfassungsbestimmung erfolgen.

In den Abs. 2 und 3 werden Kommunikationsformen für gehörlose, hör- bzw. sprachbehinderte und für taubblinde Menschen aufgezählt.

Der Abs. 4 beinhaltet eine Verordnungsermächtigung um nähere Einzelheiten durch Verordnung zu bestimmen.

Zu § 7:

Diese Bestimmung betrifft jene Förderungen des Bundes, die im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung gewährt werden.

Zum 2. Abschnitt

Der 2. Abschnitt betrifft den Schutz vor Diskriminierungen in allen Lebensbereichen mit Ausnahme der Arbeitswelt, der im BEinstG geregelt ist. Menschen mit Behinderungen sollen in allen Lebensbereichen den gleichen Schutz haben, daher sind die Bestimmungen dieses Abschnittes im Wesentlichen analog den Bestimmungen der in Artikel 3 enthaltenen BEinstG-Novelle gestaltet.

Gegenüber den sonstigen in der EU-Rahmenrichtlinie umfassten Personenkreisen ergibt sich bei Menschen mit Behinderungen die Besonderheit, dass eine Gleichbehandlung oftmals nur durch Herstellung von Barrierefreiheit zustande kommen kann. Dies kann aber mit erheblichem Aufwand und Kosten verbunden sein, was bei anderen von der Richtlinie umfassten Personenkreisen nicht der Fall ist. Dort genügen im Regelfall einfache Maßnahmen, um Diskriminierungen zu vermeiden bzw. zu beseitigen. Im gegenständlichen Entwurf wird daher für die mittelbare Diskriminierung die Prüfung der Zumutbarkeit einer Herstellung der Barrierefreiheit bzw. der Zumutbarkeit einer maßgeblichen Verbesserung im Sinne einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung vorgesehen.

Zu § 8:

Um einen einheitlichen Standard zu gewährleisten, entspricht der Wortlaut des Diskriminierungsverbotes weitgehend den diesbezüglichen Bestimmungen der EU-Rahmenrichtlinie. Menschen mit Behinderung dürfen wegen einer Behinderung weder mittelbar noch unmittelbar diskriminiert werden.

Zu § 9:

§ 9 regelt die Bereiche unmittelbare und mittelbare Diskriminierung.

Abs. 1 setzt fest, dass eine unmittelbare Diskriminierung wegen einer Behinderung dann gegeben ist, wenn in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung vorliegt. Für das Vorliegen einer unmittelbaren Diskriminierung wird daher im Regelfall ein bestimmtes Tun oder Unterlassen einer Person vorauszusetzen sein.

Abs. 2 regelt den Fall von mittelbarer Diskriminierung. Dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche dürfen Menschen mit Behinderungen nicht benachteiligen, es sei denn, sie sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerecht​fertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich (z.B. die Anbringung von Brandschutztüren).

Abs. 3 definiert, was unter gestalteten Lebensbereichen zu verstehen ist. Es handelt sich dabei um eine lediglich demonstrative Aufzählung.

Abs. 4 sieht vor, dass dann keine mittelbare Diskriminierung vorliegt, wenn die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen zu unverhältnismäßigen Belastungen führen würde.

Wie bereits oben erwähnt, basieren Diskriminierungen behinderter Menschen oftmals auf mangelnder Barrierefreiheit. Um diese Mängel zu beseitigen und Barrierefreiheit im Sinne des § 4 herzustellen, bedarf es – je nach Lage des Falles – unter Umständen eines großen Aufwandes insbesondere in finanzieller Hinsicht. Diese Besonderheit beim Personenkreis der Menschen mit Behinderung ist auch in der EU-Rahmenrichtlinie in Art. 5 (Angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen) entsprechend berücksichtigt.

Nach Feststellung, dass eine unverhältnismäßige Belastung vorliegt, ist gemäß Abs. 5 weiters zu prüfen, ob nicht durch zumutbare Maßnahmen ein Zustand hergestellt werden kann, der eine maßgebliche Verbesserung der Situation der betroffenen Person im Sinne einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung darstellt. Eine solche maßgebliche Verbesserung könnte z.B. im Einrichten eines Zustelldienstes für diverse Waren oder auch in einer deutlichen Intervallverkürzung bei barrierefreien Verkehrsmitteln bestehen.

Der Zustand maßgeblicher Verbesserung kann das nicht erfolgte Herstellen von Barrierefreiheit natürlich nur dann und nur so lange ersetzen, als die vollständige Barrierefreiheit eine unverhältnismäßige Belastung darstellt.

Bei der Abwägung der Verhältnismäßigkeit wird unter anderem auch die Zeit zu berücksichtigen sein, die zwischen dem Inkrafttreten des Gesetzes und der Beantragung der Feststellung einer Diskriminierung vergangen ist.

Zu § 10:

§ 10 regelt die Belästigung, auch sie soll eine Diskriminierung darstellen. Belästigungen können eine erhebliche Beeinträchtigung im täglichen Leben bedeuten.

Gemäß Abs. 1 müssen Belästigungen schwerwiegend sein und insgesamt eine störende oder feindselige Umgebung bewirken.

Abs. 2 bestimmt, dass auch ein Arbeitgeber eine Belästigung begeht, wenn er es schuldhaft unterlässt, im Falle einer Belästigung durch Arbeitnehmer eine angemessene Abhilfe zu schaffen. Dies wäre z. B. bei einer Belästigung eines behinderten Gastes durch einen im Restaurant beschäftigten Arbeitnehmer der Fall. Die Abhilfe könnte beispielsweise durch Abmahnung des Arbeitnehmers oder durch Regelung einer diskriminierungsfreien Kundenorientierung im Leitbild der Betriebsvereinbarung erfolgen.

Zu § 11:

Diese Bestimmung stellt klar, dass auch eine Anweisung zu einer Diskriminierung eine Diskriminierung darstellt.

Zu § 12:

Die Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes sollen in allen Bereichen dem gleichen Standard entsprechen. Die Bestimmungen des § 12 entsprechen daher im Wesentlichen der nationalen Umsetzung der Rahmenrichtlinie der EU im Entwurf des BMWA betreffend das Gleichbehandlungs​gesetz.

Abs. 1 stellt klar, dass die betroffene Person bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes Schadenersatz​ansprüche hat. Es soll nicht nur der Ersatz des Vermögensschadens sondern auch eine Entschädigung des immateriellen Schadens geben. Der Schadenersatz soll wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

Abs. 2 enthält eine Regelung betreffend den Schadenersatz bei einer Belästigung.

Abs. 3 legt demonstrative Gründe für die Bemessung der Schadenshöhe fest.

Abs. 4 beinhaltet ein Benachteiligungsverbot, für die Durchsetzung dieses Benachteiligungsverbotes gilt ebenfalls die Beweismaßerleichterung.

Zum 3. Abschnitt:

Zu § 13:

§ 13 regelt die Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Behindertengleichstellungsgesetz, sie sind bei der beim BMSG eingerichteten Schlichtungsstelle für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen geltend zu machen.

Gemäß Abs. 2 beträgt die Frist für die Geltendmachung der Ansprüche drei Jahre.

Zu § 14:

§ 14 enthält Kollisionsbestimmungen für den Fall der Mehrfachdiskriminierung, wobei in der Entscheidung die Schlichtungsstelle und das Gericht jeweils auch bundes- und landesgesetzliche Bestimmungen betreffend Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse oder ethnischen Herkunft anzuwenden haben.

Zu § 15:

In § 15 ist die sukzessive Zuständigkeit geregelt. Beide Parteien können nach Entscheidung der Schlichtungsstelle das zuständige Zivilgericht anrufen. Mit Anrufung des Gerichts tritt der Bescheid der Schlichtungsstelle außer Kraft.

Im Verfahren kommt – ungeachtet der Frage, wer das Gericht anruft – der betroffenen Person die Rolle des Klägers zu, dem Antragsgegner des behördlichen Verfahrens die Rolle des Beklagten.

Die Vorschaltung einer Verwaltungsbehörde erfolgt in Hinblick auf die Entlastung der Gerichte. Es ist – insbesondere im Hinblick auf die durchzuführende Mediation – zu erwarten, dass der überwiegende Teil der Diskriminierungsfälle durch die Schlichtungsstelle enderledigt werden und nicht zu Gericht kommen wird.

Die besondere Vorschrift für die örtliche Zuständigkeit in Ergänzung zu den Bestimmungen der Jurisdiktionsnorm stellt auf die eingeschränkte Mobilität von Menschen mit Behinderungen ab.

Die Verpflichtung zur Übermittlung rechtskräftiger Urteile an die Schlichtungsstelle (Abs. 5) erfolgt in Hinblick auf die Dokumentationspflicht der Schlichtungsstelle.

Zu § 16:

Die Möglichkeit der Antragsrückziehung soll die Verstrickung der betroffenen Person in kostenintensive Rechtsstreite hintanhalten.

Zu § 17:

§ 17 beinhaltet eine Beweismaßerleichterung. Die betroffene Person hat zwar die Diskriminierung glaubhaft zu machen, die Klage bei Gericht ist aber nur dann abzuweisen, wenn es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass die von der beklagten Partei ihrerseits glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen, also dieser der Entlastungsbeweis gelungen ist. Dies kommt im Endeffekt einer Beweislastumkehr gleich, da die beklagte Partei aktiv werden, und das Gericht vom Wahrheitsgehalt ihrer Aussagen überzeugen muss, das heißt, sie muss beweisen, dass sie nicht diskriminiert hat, wenn sie eine Abweisung der Klage erzielen will.

Zu § 18:

Analog dem Konsumentenschutzgesetz sollen Ansprüche auch durch Verbände geltend gemacht werden können. Es wird sich dabei regelmäßig um Fragen von erheblicher rechtlicher Bedeutung handeln. Eine Geltendmachung durch einen Verband soll nur durch eine der drei im Abs. 2 genannten Organisationen erfolgen können.

Der 4. Abschnitt enthält Schlussbestimmungen.

Zu Artikel 2 (Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft – Schlichtungsstellengesetz – SchlStG):

Zum 1. Abschnitt:

Zu § 1:

Mit § 1 wird die neue Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen errichtet.

Zu § 2:

Die Schlichtungsstelle soll in Angelegenheiten des Behindertengleichstellungsgesetzes sowie der Gleich​behandlung von Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt gemäß § 7 BEinstG entscheiden. Sie wird daher die maßgebliche Anlaufstelle in strittigen Fragen der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen sein.

Zu § 3:

Die Schlichtungsstelle soll aus Senaten bestehen. Um Synergieeffekte besser nutzen zu können, können Senate erforderlichenfalls auch beim Bundessozialamt, in der Praxis dezentral bei dessen Landesstellen eingerichtet werden.

Der Leiter sowie sein Stellvertreter, die beide Senatsvorsitzende sein müssen, sind nach Anhörung des Bundesbehindertenbeirates durch den Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz zu bestellen (Abs. 2). Aus Gründen der Administrierbarkeit sind diese Funktionen im Falle der Errichtung dislozierter Senate auf die Vorsitzenden der beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz errichteten Senate beschränkt.

Zu § 4:

Die Abs. 1 bis 3 regeln die Zusammensetzung der Senate sowie die Vorschlagsrechte. In arbeits​rechtlichen Streitsachen liegt das Vorschlagsrecht bei den Sozialpartnern sowie der Vereinigung, auf die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 6 BBG zutreffen, wobei § 10 Abs. 2 BBG anzuwenden ist (dies ist derzeit in der Praxis die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation als Dachverband der österreichischen Behindertenverbände).

In dienstrechtlichen Streitsachen liegt das Vorschlagsrecht für den Dienstgebervertreter beim Bund, den Ländern, dem Städtebund und dem Gemeindebund. Da bei Bundesbediensteten keine Zugehörigkeit zur Kammer für Arbeiter und Angestellte vorliegt, ist das Vorschlagsrecht für den Dienstnehmervertreter bei der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation angesiedelt.

Das Erfordernis einer fallbezogenen Zusammensetzung der Senate (Abs. 4) ergibt sich aus der Komplexität der betroffenen Rechtsbereiche und Zuständigkeiten.

Abs. 5 regelt die Mitgliedschaft in mehreren Senaten und statuiert Ausschließungsgründe für die Mitgliedschaft sowie den Senatsvorsitz.

Abs. 6 ist im Hinblick auf mögliche Verfahren bei einer Mehrfachdiskriminierungen auf Grund des Geschlechtes und einer Behinderung erforderlich (siehe dazu die Kollisionsbestimmungen im BEinstG).

Zu § 5:

§ 5 regelt die Bestellung der Senatsmitglieder, die Funktionsdauer, sowie die Enthebung.

Zu § 6:

§ 6 regelt die Rechtsstellung der Senatsmitglieder. Alle Senatsmitglieder sind in Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig, unabhängig und an keine Weisungen gebunden.

Zu § 7:

§ 7 regelt die Geschäftsführung der Schlichtungsstelle. Nach Abs. 1 ist ein Büro beim BMSG und – je nach Bedarf – bei den Landesstellen des Bundessozialamtes – einzurichten.

Abs. 7 sieht eine Verordnungsermächtigung für die Erlassung einer Geschäftsordnung vor.

Zu § 8:

§ 8 regelt eine zentrale Phase im Verfahren vor der Schlichtungsstelle, nämlich die Mediation. Der Versuch, in Gesprächen zu einem einvernehmlichen Interessensausgleich zu kommen, ist auch als Instrument zur Bewusstseinsbildung in Sachen Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen zu verstehen.

Abs. 1 verpflichtet die Behörde zu versuchen, einen einvernehmlichen Ausgleich der Interessens​gegensätze zwischen den Streitparteien durch Mediation herbeizuführen, wobei dies – mit Zustimmung der Parteien – gemäß Abs. 2 auch durch externe Mediatoren geschehen kann. Mediation als Mittel der Streitschlichtung hat sich bewährt und kommt bereits in verschiedenen gerichtlichen Verfahren zur Anwendung. Die Kosten der Mediation soll der Bund tragen.

In Abs. 3 ist vorgesehen, dass unter bestimmten Voraussetzungen nur eine Mediation durchgeführt werden muss und zwar dann, wenn sich Menschen mit Behinderungen sich diskriminiert fühlen, aber keinen formellen Antrag auf Feststellung einer Diskriminierung und Gewährung eines Schadenersatzes stellen wollen. Hier ist bei Zustimmung des Antragsgegners ebenfalls eine Mediation durchzuführen.

Abs. 4 gibt auch anderen Personen die Möglichkeit, eine Mediation zu beantragen. Dies kann der Antragsgegner, die Behindertenanwaltschaft, eine der in der Schlichtungsstelle vertretenen Sozialpartner sowie in arbeits- oder dienstrechtlichen Sachen ein Betriebsrat, ein Personalvertretungsorgan oder eine Behindertenvertrauensperson sein. Wesentlich dafür ist allerdings, dass die Zustimmung des von behaupteter Diskriminierung Betroffenen und des Antragsgegners vorliegt.

Gemäß Abs. 5 kann die Schlichtungsstelle in den Fällen einer Mediation ohne Antrag auf Feststellung einer Diskriminierung und Gewährung eines Schadenersatzes eine Stellungnahme über das Vorliegen einer Diskriminierung abgeben. Es kann für alle Beteiligten für zukünftige Verfahren von Nutzen sein, eine Stellungnahme der Schlichtungsstelle über das (Nicht)Vorliegen einer Diskriminierung in Händen zu haben.

Zu §§ 9 und 10:

§§ 9 und 10 regeln das Verfahren vor der Schlichtungsstelle, soweit es nicht in den beiden Materien​gesetzen speziell geregelt ist.

Abs. 1 legt fest, dass dem Antragsgegner Parteistellung zukommt.

Zum 2. Abschnitt:

Zu § 11:

Als zentrale Anlaufstelle zur Beratung in Gleichbehandlungsfragen für Menschen mit Behinderungen soll beim BMSG eine Behindertenanwaltschaft eingerichtet werden.

Zu § 12:

Die weisungsfreie Behindertenanwaltschaft soll sich sowohl im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit mit einzelnen Diskriminierungsfällen (Abs. 1) als auch gemäß Abs. 2 mit allgemeinen Fragen der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen befassen. Sie kann zu diesem Zweck unabhängige Untersuchungen durchführen, Berichte veröffentlichen und Empfehlungen abgeben. Ihre Tätigkeit wird einen ganz wesentlichen Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung in allen Fragen betreffend Menschen mit Behinderungen darstellen.

Zu § 13:

Zu Abs. 3: Das Behindertenwesen als Querschnittsmaterie fällt in weiten Bereichen in die Kompetenz der Länder, es erscheint daher wesentlich, den Ländern ein Vorschlagsrecht für einen Behindertenanwalt einzuräumen. Menschen mit Behinderungen sollen über weitgehende Mitwirkungsrechte in ihren Angelegenheiten verfügen, daher soll dem Dachverband der Behindertenverbände ebenfalls ein entsprechendes Vorschlagsrecht zustehen.

Abs. 4 erläutert die Voraussetzungen für die Bestellung als Behindertenanwalt. Wesentlich hiefür sind besondere Erfahrungen und Kenntnisse auf den Gebieten der Belange von Menschen mit Behinderungen und der Gleichbehandlung.

Zum 3. Abschnitt:

Der 3. Abschnitt regelt die Mitwirkungspflicht, die Gebührenfreiheit sowie Schlussbestimmungen.

Zu Artikel 3 (Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes):

Zu Z 1:

Die externe Verfassungsbestimmung von 1988 (geändert 1991) wird im Sinne einer Festlegung der Bundeskompetenz für Fragen des Diskriminierungsschutzes in der Arbeitswelt in Gesetzgebung und Vollziehung geändert. Aus Gründen der Lesbarkeit und Rechtstransparenz wird die Bestimmung unter Vermeidung des Verweises auf verschiedene Varianten des BEinstG in mehreren Bundesgesetzblättern neu formuliert und ins BEinstG als Artikel integriert.

Eine Bestimmung über sprachliche Gleichbehandlung wird eingefügt.

Zu Z 3 (§ 7):

Da das BEinstG keine Abschnitte enthält, und insofern die Einarbeitung der neuen Materie Diskriminierungsschutz ins bestehende Gesetz ohne eigenen Abschnitt erfolgen musste, wurden die neuen das Diskriminierungsverbot regelnden §§ 7 und 7a bis 7j aus systematischen Gründen zwischen § 6 (Förderungsmaßnahmen) und § 8 (Kündigung) eingefügt.

Der bisherige § 7 regelte den Entgeltschutz. Da dieser im neuen Diskriminierungsverbot vollständig enthalten ist (§ 7 Abs. 1 Z 3 des Entwurfs), wurde der Paragraph „Entgelt“ durch den Paragraphen „Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt“ ersetzt.

Behinderung im Zusammenhang mit Diskriminierung wurde bewusst weit definiert, die Definition (Abs. 2) zielt auf einen wesentlich größeren Personenkreis als der Behinderungsbegriff des § 3. Grund​sätzlich kann bereits eine nur vermutete Behinderung eine Diskriminierung begründen.

Abs. 3 weitet das Diskriminierungsverbot auf Angehörige von Menschen mit Behinderungen aus. Eine Diskriminierung läge beispielsweise vor, wenn ein Elternteil eines behinderten Kindes wegen eines vermuteten höheren Pflegefreistellungsausmaßes trotz besserer Qualifizierung bei einer Beförderung übergangen würde.

Zu Z 4 (§§ 7a bis 7j):

Zu § 7a:

Die Definitionen von Diskriminierung orientiert sich eng an der EU-Rahmenrichtlinie sowie an den die Diskriminierung anderer Personengruppen regelnden Bundesgesetzen (Gleichbehandlungsgesetz, Bundes-Gleichbehandlungsgesetz) und am ebenfalls in diesem Bundesgesetz zu erlassenden Behindertengleichstellungsgesetz. Mittelbare Diskriminierung stellt sich bei Menschen mit Behinderungen insofern anders dar als bei anderen von Diskriminierung bedrohten Personengruppen, als neben Handlungen von natürlichen Personen, Vorschriften und Verfahren auch die faktische Gestaltung von Lebensbereichen Benachteiligungen verursachen kann. So kann z.B. die Erreichung des eigentlichen Ziels Erfüllung der Anforderungen des Arbeitsvertrags durch die Unerreichbarkeit des mittelbaren Ziels Erreichen des Arbeitsplatzes vereitelt werden. In diesem Sinne kann die barrierefreie Gestaltung von Bereichen der Arbeitswelt Voraussetzung für Gleichbehandlung in der Arbeitswelt sein. In diesem Zusammenhang wird auf die ausführlichen Erläuterungen zu § 9 Behindertengleichstellungsgesetz verwiesen.

Die Ausnahmebestimmung des Abs. 3 muss in Übereinstimmung mit der Rechtssprechung des EuGH bei vergleichbaren Diskriminierungen anderer Personengruppen besonders eng ausgelegt werden. Die Definition eines mit einer Behinderung in Zusammenhang stehenden Merkmals als wesentliche und entscheidende berufliche Voraussetzung für eine bestimmte Position kann sich nur auf Kernaufgaben des Arbeitsvertrags beziehen. So kann z.B. ein erwartetes Image von Sportlichkeit bei einem Handelsvertreter für Sportartikel sicherlich keinen Ausschluss eines Rollstuhlfahrers für diese Position begründen.

Artikel 5 der EU-Rahmenrichtlinie („Angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen“) sieht die Verpflichtung von Arbeitgebern vor, die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen Maß​nahmen zu ergreifen, um den Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Beschäftigung und Beruf zu eröffnen. Dem wurde in der Definition von Diskriminierung insofern Rechnung getragen werden, als diese Verpflichtung den Erwägungsgründen für die Beurteilung einer Verhältnismäßigkeit von zu ergreifenden Vorkehrungen zu Grunde gelegt wird.

Dabei ergibt sich eine Mehrstufigkeit der Abwägung von Zumutbarkeit bzw. unverhältnismäßiger Belastungen (Abs. 4), die gewährleisten soll, dass die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen in höchstmöglichem Ausmaß erreicht wird (Abs. 5). Damit soll verhindert werden, dass wegen der Unverhältnismäßigkeit einer vollen Herstellung von Gleichbehandlung (z.B. unverhältnis​mäßig kostenintensiver Umbau der vom Unternehmen subventionierten, aber für Rollstuhlfahrer nicht zugänglichen Betriebskantine) sanktionslos auf die Herstellung eines zumindest verbesserten Zustands verzichtet werden kann (z.B. ersatzweises Zurverfügungstellen von Essensbons vergleichbaren Werts für zugängliche Lokalitäten, um den Nachteil zu kompensieren).

Der Zustand maßgeblicher Verbesserung kann das nicht erfolgte Herstellen von Barrierefreiheit natürlich nur dann und nur so lange ersetzen, als die vollständige Barrierefreiheit eine unverhältnismäßige Belastung darstellt.

Bei der Abwägung der Verhältnismäßigkeit wird unter anderem auch die Zeit zu berücksichtigen sein, die zwischen dem Inkrafttreten des Gesetzes und der Beantragung der Feststellung einer Diskriminierung vergangen ist.

Vor dem Hintergrund des allgemeinen gesellschaftspolitischen Ziels der Herstellung von Barrierenfreiheit wird die Abwägung der Unverhältnismäßigkeit von Belastungen grundsätzlich streng auszulegen sein. Jedenfalls unzumutbar wäre aber beispielsweise der Einbau eines Aufzugs für ein Unternehmen mit weniger als fünf Mitarbeitern, dessen einzige Betriebsstätte sich in einem höheren Stockwerk eines Gebäude ohne Aufzug befindet, um einen sich bewerbenden Rollstuhlfahrer beschäftigen zu können.

Spezifische Maßnahmen zur Förderung von Menschen mit Behinderungen im Berufsleben (Abs. 6) stellen keine Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes dar, auch dann nicht, wenn etwa in Förder​richtlinien bestimmte Förderungen in sachlich gerechtfertigter Weise an das Vorliegen einer bestimmten Art (z.B. Sinnesbehinderung) oder Schwere (z.B. Grad der Behinderung) von Behinderung geknüpft werden.

Zu §§ 7b und 7c:

Belästigung, das schuldhafte Unterlassen von Maßnahmen zu deren Verhinderung und die Anweisung zur Diskriminierung stellen selbst Diskriminierungstatbestände dar.

Zu § 7d:

Die Rechtsfolgen der Diskriminierung (Abs. 1 bis 14) korrespondieren im Wesentlichen den bestehenden Rechtsfolgen der Diskriminierung von im Gleichbehandlungsgesetz bzw. im Bundes-Gleichbehandlungs​gesetz geregelten Personengruppen. Die abweichenden Bestimmungen betreffend Bundesbedienstete spiegeln die bestehende Rechtslage auf Grund des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes wider. Grundsätzlich sind, wo keine speziellen Regelungen existieren unter die Begriffe Arbeitgeber und Arbeitnehmer auch Gebietskörperschaften als Dienstgeber und öffentlich Bedienstete zu subsumieren.

Kündigungen von begünstigen Behinderten fallen weiterhin in die Zuständigkeit der Behinderten​ausschüsse (Abs. 7).

Zu § 7e:

§ 7e regelt die Geltendmachung von Ansprüchen und dabei zu beachtende Fristen. Ansprüche sind bei der beim BMSG eingerichteten Schlichtungsstelle für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen geltend zu machen.

Zu § 7f:

Das Gleichbehandlungsgesetz, das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz und entsprechende landes​gesetzliche Bestimmungen statuieren ein Gleichbehandlungsgebot in der Arbeitswelt für verschiedene Personenkreise. Es musste daher eine Kollisionsbestimmung für Fälle von Mehrfachdiskriminierungen, etwa von behinderten Frauen oder von Menschen mit Behinderungen, die auch aus Gründen des Alters diskriminiert werden, getroffen werden. Im Verfahren sind auch die Bestimmungen des Gleich​behandlungsgesetzes, des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes bzw. entsprechender Landesgesetze anzuwenden. Die Ansiedlung der Verfahren bei der Schlichtungsstelle erscheinen in Hinblick auf den höheren Rechtsschutz im Verfahren gegenüber den Gleichbehandlungskommissionen geboten.

Zu § 7g:

In § 7g ist die sukzessive Zuständigkeit geregelt. Beide Parteien können nach Entscheidung der Schlichtungsstelle in arbeitsrechtlichen Sachen das zuständige Arbeitsgericht und in Sachen aus der sonstigen Arbeitswelt das zuständige Zivilgericht anrufen. Mit Anrufung des Gerichts tritt der Bescheid der Schlichtungsstelle außer Kraft.

Im Verfahren kommt – ungeachtet der Frage, wer das Gericht anruft – der betroffenen Person die Rolle des Klägers zu, dem Antragsgegner des behördlichen Verfahrens die Rolle des Beklagten.

Die Vorschaltung einer Verwaltungsbehörde erfolgt in Hinblick auf die Entlastung der Gerichte. Es ist – insbesondere im Hinblick auf die durchzuführende Mediation – zu erwarten, dass der überwiegende Teil der Diskriminierungsfälle durch die Schlichtungsstelle enderledigt werden und nicht zu Gericht kommen wird.

Die besondere Vorschrift für die örtliche Zuständigkeit in Ergänzung zu den Bestimmungen der Jurisdiktionsnorm stellt auf die eingeschränkte Mobilität von Menschen mit Behinderungen ab.

Die Verpflichtung zur Übermittlung rechtskräftiger Urteile an die Schlichtungsstelle (Abs. 5) erfolgt in Hinblick auf die Dokumentationspflicht der Schlichtungsstelle.

Zu § 7h:

Die Möglichkeit der Antragsrückziehung soll die Verstrickung der betroffenen Person in kostenintensive Rechtsstreite hintanhalten.

Zu § 7i:

§ 7i beinhaltet eine Beweismaßerleichterung. Die betroffene Person hat zwar die Diskriminierung glaubhaft zu machen, die Klage bei Gericht ist aber nur dann abzuweisen, wenn es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass die von der beklagten Partei ihrerseits glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen, also dieser der Entlastungsbeweis gelungen ist. Dies kommt im Endeffekt einer Beweislastumkehr gleich, da die beklagte Partei aktiv werden, und das Gericht vom Wahrheitsgehalt ihrer Aussagen überzeugen muss, das heißt, sie muss beweisen, dass sie nicht diskriminiert hat, wenn sie eine Abweisung der Klage erzielen will.

Zu § 7j:

Analog dem Konsumentenschutzgesetz sollen Ansprüche auch durch Verbände geltend gemacht werden können. Es wird sich dabei regelmäßig um Fragen von erheblicher rechtlicher Bedeutung handeln. Eine Geltendmachung durch einen Verband soll nur durch eine der drei im Abs. 2 genannten Organisationen erfolgen können.

Zu Z 5:

Im Falle einer diskriminierenden Arbeitgeberkündigung von begünstigten Behinderten, die in die Zuständigkeit des Behindertenausschusses fällt, sind trotz anderer Behördenzuständigkeit die gleichen Standards von Gleichbehandlung einzuhalten wie bei nicht begünstigten Menschen mit Behinderungen.

Zu Z 6:

Unabhängig von der Umsetzung der EU-Rahmenrichtlinie erfolgt die Anpassung der Rechtsmittelfrist für Verfahren gem. § 14 Abs. 2 an die entsprechende Regelung im Kriegsopferversorgungsgesetz 1957.

Zu Z 7 bis 10:

Hier handelt es sich durchwegs um redaktionelle Anpassungen.

Vorbegutachtung 15.01.2004


